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Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom 
, 14.10.2022 
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Bereich Forsten: 

Ber. Landwirtschaft: 
 

Telefon 

 
Kaufbeuren, 03.11.2022 

  
 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung  
(§ 4 Baugesetzbuch) 

 

1. Gemeinde  Ruderatshofen, Landkreis Ostallgäu 
  Flächennutzungsplan   mit Landschaftsplan 

  Bebauungsplan 
 4. Änderung des rechtsgültigen Flächennutzungsplans 

  mit Umweltbericht       
 dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs ja     nein 

  Satzung über den Vorhabens- und Erschließungsplan 
  Sonstige Satzung 
  Frist für die Stellungnahme: 17.11.2022 (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

 Frist: 1 Monat (§ 4 Abs. 2 BauGB-MaßnahmenG) 
 

2. Träger öffentlicher Belange 
 

 Amt für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (AELF) Kaufbeuren 
Am Grünen Zentrum 1 
87600 Kaufbeuren 
 
Tel. 08341 9002-0 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft  
und Forsten (AELF) Kaufbeuren 
- Bereich Forsten - Außenstelle Füssen - 
Tiroler Str. 71 
87629 Füssen 
Tel. 08341 9002-0 

 

 Name / Stelle des Trägers öffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel. Nr.) 

2.1  Keine Äußerung 
2.2 
 

 Ziele der Raumordnung u. Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB auslösen 

2.3 
 

 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des 
 Sachstands 
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2.4 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall in der  
Abwägung nicht überwunden werden können (z. B. Landschafts- oder Wasserschutzgebietsverordnungen) 
 

 Einwendungen 

 

 
 Rechtsgrundlagen 

 

 
 Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

 

2.5  Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, 
 gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

 
Bereich Forsten: 

Waldflächen sind im Bereich der Planung nicht direkt betroffen. Aus forstlicher Sicht be-
stehen keine Einwände gegen die vorgesehene Änderung des Flächennutzungsplanes. 
 
Hinsichtlich der erforderlichen Kompensationsmaßnahmen auf den Grundstücken 
FlNr. 1526, 1528, 1371 und 1372, Gmkg. Ruderatshofen teilen wir jedoch Folgendes mit: 
 
Mit der geplanten Extensivierung auf FlNr. 1371 und 1372 besteht das Einverständnis. 
Die Anlage eines strukturierten Waldmantels auf FlNr. 1371 wird begrüßt. 
 
Mit der Wiederherstellung des brachgefallenen Feuchtgrünlandes auf FlNr. 1526 durch 
Entnahme aufwachsender Gehölze besteht das Einverständnis. Bestehende Waldflächen 
sind jedoch zu erhalten. Die flächige und dauerhafte Entfernung von Gehölzen in Wäl-
dern entspricht einer Rodung (Art. 9 Abs. 2 BayWaldG). Dies gilt es zu vermeiden. 
 
Der Umbau risikobehafteter Fichtenreinbeständen in klimastabile Wälder wird grundsätz-
lich begrüßt. Die auf Fl.Nr. 1528 geplante zukünftige Bestockung mit einem lichten Kie-
fernwald wird jedoch nur bedingt befürwortet. Kiefern besitzen auf dem vorhandenen Nie-
dermoorstandort ein erhöhtes Anbaurisiko. Wir empfehlen daher, die zukünftige Besto-
ckung auf weniger risikobehaftete Baumarten wie z.B. Schwarzerle oder Moorbirke zu än-
dern. Mit der Schaffung lichter Waldstrukturen besteht jedoch das Einverständnis. Auf-
grund zurückliegender Kalamitäten (v.a. Sturm) sind Sturmschutzwaldeigenschaften nach 
Art. 10 Abs. 2 BayWaldG durch die derzeitige Planung nicht berührt. 
Um eine Rodung i.S.d. Art. 9 Abs. 2 BayWaldG zu vermeiden, empfehlen wir darüber hin-
aus, den geplanten Korridor zur Verbindung der Grundstücke FlNr. 1526 und 1372 mit ei-
ner weitständigen Baumbestockung zu versehen. Dadurch kann sowohl ein Korridor der 
Offenlandarten entstehen als auch ein Korridor der Waldarten erhalten bleiben. 
 
Bereich Landwirtschaft: 

Die Planung widerspricht dem im Landesentwicklungsprogramm Bayern unter Punkt 
5.4.1 festgehaltenen Grundsatz wonach land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete er-
halten und insbesondere hochwertige Böden nur in dem unbedingt notwendigen Umfang 
für andere Nutzungen in Anspruch genommen werden sollen.  
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Die landwirtschaftliche Nutzung in der Region ist überwiegend durch sehr intensive Milch-
viehhaltung geprägt. Der Bedarf an landwirtschaftlich genutzter Fläche aufgrund eines 
hohen Viehbesatzes, einer hoher Biogasanlagendichte und den verschärften Vorgaben 
der Düngeverordnung ist regional daher besonders hoch.  
Bereits durch die Errichtung der Umgehungsstraße OAL 7 wurden den landwirtschaftli-
chen Betrieben in hohem Maße Nutzfläche entzogen, gleiches ist durch den geplanten 
Ausbau der B12 zu erwarten.  
Für die örtlichen landwirtschaftlichen Betriebe sind daher zunehmend erhebliche wirt-
schaftliche Auswirkungen (unrealisierbare Kauf- und Pachtpreise etc.)  zu erwarten.  
Durch Ausweitung dieses Gewerbegebietes wird der Landwirtschaft weitere wertvolle 
Nutzfläche mit überdurchschnittlicher hoher Bodenwertzahl dauerhaft entzogen.   
Aus Sicht der Landwirtschaft ist deswegen zu fordern alle Möglichkeiten der Nachverdich-
tung in den bestehenden Ortschaften, die Nutzung von Konversionsflächen sowie eine 
möglichst flächenschonende Bauplanung umzusetzen.  
Im Falle einer Genehmigung der Planungen, sollte zumindest bei den naturschutzfachli-
chen Kompensationen in höchstem Maße auf hochwertige und dadurch flächensparende 
Ausgleichsmaßnahmen geachtet werden.  
 

2.6 Beteiligung bei Einzelgenehmigungsverfahren nach BayBO Art. 69 
 

  ja   nein 

 
  

 Füssen, 02.11.2022 gez. 
 _____________________________ _______________________________ 

 Ort, Datum  Forstoberrat 
 
 
 

 Kaufbeuren, 3.11.2022 gez. 
 _____________________________ _______________________________ 

 Ort, Datum  Landw. Amtsrat 
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Planungsbüro Daurer + Hasse 
Buchloer Straße 1 
86879 Wiedergeltingen 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom 
 14.10.2022 

 
Unser Zeichen, Bitte bei Antwort angeben 

F1/L2-4612-34-6 
 

Name 
Bereich Forsten: 

Ber. Landwirtschaft: 
 

Telefon 

 
Kaufbeuren, 03.11.2022 

  
 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung  
(§ 4 Baugesetzbuch) 

 

1. Gemeinde   Ruderatshofen, Landkreis Ostallgäu 
  Flächennutzungsplan   mit Landschaftsplan 

  Bebauungsplan 
 3. Änderung und räumliche Erweiterung des Bebauungsplanes 

 Nr. 6 „Gewerbepark Am Fürgen“ 

  mit Umweltbericht       
 dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs ja     nein 

  Satzung über den Vorhabens- und Erschließungsplan 
  Sonstige Satzung 
  Frist für die Stellungnahme: 17.11.2022 (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

 Frist: 1 Monat (§ 4 Abs. 2 BauGB-MaßnahmenG) 
 

2. Träger öffentlicher Belange 
 

 Amt für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (AELF) Kaufbeuren 
Am Grünen Zentrum 1 
87600 Kaufbeuren 
 
Tel. 08341 9002-0 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft  
und Forsten (AELF) Kaufbeuren 
- Bereich Forsten - Außenstelle Füssen - 
Tiroler Str. 71 
87629 Füssen 
Tel. 08341 9002-0 

 

 Name / Stelle des Trägers öffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel. Nr.) 

2.1  Keine Äußerung 
2.2 
 

 Ziele der Raumordnung u. Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB auslösen 

2.3  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des 
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  Sachstands 
 

2.4 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall in der  
Abwägung nicht überwunden werden können (z. B. Landschafts- oder Wasserschutzgebietsverordnungen) 
 

 Einwendungen 

 

 
 Rechtsgrundlagen 

 

 
 Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

 

2.5  Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, 
 gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

 
Bereich Forsten: 

Waldflächen sind im Bereich der Planung nicht direkt betroffen. Aus forstlicher Sicht be-
stehen keine Einwände gegen die vorgesehene Aufstellung des Bebauungsplanes. 
 
Hinsichtlich der erforderlichen Kompensationsmaßnahmen auf den Grundstücken 
FlNr. 1526, 1528, 1371 und 1372, Gmkg. Ruderatshofen teilen wir jedoch Folgendes mit: 
 
Mit der geplanten Extensivierung auf FlNr. 1371 und 1372 besteht das Einverständnis. 
Die Anlage eines strukturierten Waldmantels auf FlNr. 1371 wird begrüßt. 
 
Mit der Wiederherstellung des brachgefallenen Feuchtgrünlandes auf FlNr. 1526 durch 
Entnahme aufwachsender Gehölze besteht das Einverständnis. Bestehende Waldflächen 
sind jedoch zu erhalten. Die flächige und dauerhafte Entfernung von Gehölzen in Wäl-
dern entspricht einer Rodung (Art. 9 Abs. 2 BayWaldG). Dies gilt es zu vermeiden. 
 
Der Umbau risikobehafteter Fichtenreinbeständen in klimastabile Wälder wird grundsätz-
lich begrüßt. Die auf FlNr. 1528 geplante zukünftige Bestockung mit einem lichten Kie-
fernwald wird jedoch nur bedingt befürwortet. Kiefern besitzen auf dem vorhandenen Nie-
dermoorstandort ein erhöhtes Anbaurisiko. Wir empfehlen daher, die zukünftige Besto-
ckung auf weniger risikobehaftete Baumarten wie z.B. Schwarzerle oder Moorbirke zu än-
dern. Mit der Schaffung lichter Waldstrukturen besteht jedoch das Einverständnis. Auf-
grund zurückliegender Kalamitäten (v.a. Sturm) sind Sturmschutzwaldeigenschaften nach 
Art. 10 Abs. 2 BayWaldG durch die derzeitige Planung nicht berührt. 
Um eine Rodung i.S.d. Art. 9 Abs. 2 BayWaldG zu vermeiden, empfehlen wir darüber hin-
aus, den geplanten Korridor zur Verbindung der Grundstücke FlNr. 1526 und 1372 mit ei-
ner weitständigen Baumbestockung zu versehen. Dadurch kann sowohl ein Korridor der 
Offenlandarten entstehen als auch ein Korridor der Waldarten erhalten bleiben. 
 
Bereich Landwirtschaft: 

Hinsichtlich des Lärmgutachtens, 11.4 Immissionsstandorte, sollte ergänzt werden, dass 
auf dem Flurstück 1178 Gemarkung kurz- bis mittelfristig die Gesamtaussiedlung eines 
landwirtschaftlichen Betriebes geplant ist.  
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Zu 8.2.1 Schutzgut Boden und Fläche 
Nach unseren Datengrundlagen liegt Ackerzahl bei dem größeren Teil der Planfläche mit 
65 bereits über dem Landkreisdurchschnitt. Regional kann dieses Feldstück bereits als 
ackerbauliche Gunstlage eingestuft werden.  
 
Zu Anlage 2: Ausgleichsfläche für Naturhaushalt und Landschaftsbild Fl.-Nr. 1372 und 
1528, Gemk. Ruderatshofen 
Nach den uns zur Verfügung stehenden Daten und Aussagen des bisherigen Nutzers der 
Fläche wurde die Fläche 1372 bisher über viele Jahre als intensiv genutzte Wiese bewirt-
schaftet.  Bei der Kompensationsberechnung wurde diese Fläche mit dem Ausgangszu-
stand G211 (Mäßig extensiv genutztes, artenarmes Grünland) anstatt mit Ausgangszu-
stand: G11 (Grünland intensiv) eingestuft, diese Einstufung sollte unseres Erachtens 
nochmals kritisch geprüft werden und falls möglich höhere Wertpunkte zum Ansatz kom-
men. 
  
Aus Sicht des Flächenverbrauchs sollten alle Möglichkeiten flächenschonender Planung 
und Ausgleichsmaßnahmen umgesetzt werden.  
In diesem Zusammenhang sollten zusätzlich offensiv auch Vorgaben oder Auflagen be-
züglich einer flächenschonenden Nutzung von Sonnenenergie geprüft werden.  
(Dächer, Fassaden, Parkplätze etc.)  
 

2.6 Beteiligung bei Einzelgenehmigungsverfahren nach BayBO Art. 69 
 

  ja   nein 

 
  

 Füssen, 02.11.2022 gez. 
 _____________________________ _______________________________ 

 Ort, Datum  Forstoberrat 
 
 
 

 Kaufbeuren, 03.11,2022 gez. 
 _____________________________ _______________________________ 

 Ort, Datum  Landw. Amtsrat 
 

 
 



Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung 
(§ 4 Abs. 1 Baugesetzbuch) 

Wichtiger Hinweis: 
Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellung-
nahme im Rahmen Ihrer Zuständigkeit zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der 
Stellungnahme ist es, der Gemeinde die notwendigen Informationen für ein sachgerechtes und 
optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Die Stellungnahme ist zu begründen ; die Rechts-
grundlagen sind anzugeben , damit die Gemeinde den Inhalt nachvollziehen kann . Die Abwä-
gung obliegt der Gemeinde. 

1. 

Gemeinde Ruderatshofen 

4. f,nderung des Flächen nutzungsplanes, 3. Änderung Gewerbepark "Am Fürgen" 

D Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan 

o Frist für die Stellungnahme (§ 4 BauGB): 17.11.2022 
o Frist 1 Monat (§ 2 Abs. 4 BauGB-MaßnahmenG) 

2. Träger öffentlicher Belange 

Öffentlicher 8elang 

Name des Trägers öffenllicher Belange (mit Anschrift und Tel. -Nr.) 

Bezirk Schwaben - Bezirksheimatpfleger, Prinzregentenstr.8, 86150 Augsburg 
Tel. : 0821/3101-309 ; @bezirk-schwaben.de 

2.1 D Keine Äußerung 

2.2 o Ziele der Raumordnung und Landesplanung , die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 8auGB auslösen 

2.3 o Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit Angaben des Sachstandes 
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2.4 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fach gesetzlicher Regelungen, die im Regelfall in der Abwägung nicht 
überwunden werden können (z. B. Landschafts- und Wasserschulzgebietsverordnungen) 

DEinwendungen 

o Rechtsgrundlagen 

o Möglichkeiten der Überwindung (z . 8 . Ausnahmen oder Befreiungen) 

2.5 X Sonstige fach liche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert 
nach Sachkomplexen , jeweils mit Begründung und 99f. Rechlsgrundlage 

Gewerbegebiete beeinträchtigen das Orts- und Landschaftsbild i.R. Dabei bestim-
men ihre jeweilige Ortslage, ihre flächenhafte Ausdehnung und die zumeist groß-
volumigen Gebäude ohne Gestaltungsanspruch den Grad der Beeinträchtigung . 
Im konkreten Fall , der Erweiterung des bestehenden Gewerbegebietes "Am Fürgen", 
empfiehlt die Heimatpflege, dass die o.g. Belange und die Grundsätze des LEP 
mit einen Flächenausgleich berücksichtigt werden. 

Im rechtsgültigen Flächennutzungsplan der Gemeinde ist eine Erweiterung des 
bestehenden Gewerbegebietes nach Westen bereits dargestellt. 
Die Gemeinde weicht mit der Neuausweisung einer Gewerbegebietsfläche im Osten 
des Bestandes von ihrem Flächennutzungsplan ab. 
Diese Alternative ist als eine Lückenschließung zwischen Gewerbebestand und 
Sondergebiet Energie anzusehen und insofern städtebaulich nachvollziehbar. 
Einerseits. Andererseits verstärkt diese Neuausweisung eine bandartige 
Siedlungsentwicklung, die zu einer weiteren Beeinträchtigung des Orts- und Land-
schaftsbildes führen wird . 

Nachdem im Flächennutzungsplan eine Erweiterung bereits vorgesehen ist, kann 
die angestrebte Neuausweisung dann akzeptiert werden, wenn die im aktuellen 
Flächennutzungsplan dargestellte aber nicht verfügbare Fläche herausgenommen 
wird. Wir weisen in diesem Zusammenhang auf das Landesentwicklungsprogramm 
(LEP) , Siedlungsstruktur, Grundsätze 3.3 hin. 
Neben dem im LEP vermerkten Grundsatz der Vermeidung von bandartigen 
Siedlungsstrukturen, gilt es auch der Zersiedlung der Landschaft Einhalt zu gebieten. 
Der immer noch hohe tägliche Flächenverbrauch ist eines der dringendsten zu 
lösenden Umweltprobleme. Die Gemeinde Ruderatshofen kann mit der Heraus-
nahme der potentiellen noch unbebauten Gewerbefläche im Westen ein Zeichen 
setzen. 

B~Z~~K SCf~WA8E

Augsburg, 09.11.2022 

Ort , Datum Unterschrift, Di nsltrlfzeichnung 

2 
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Von: Planungsbüro DAURER+HASSE
Gesendet: Montag, 14. November 2022 10:11
An:
Betreff: WG: Stellungnahme Gemeinde Ruderatshofen "Gewerbepark Am Fürgen"

 

Von: Gemeinde Aitrang <info@aitrang.bayern.de>  
Gesendet: Montag, 14. November 2022 09:56 
An: Planungsbüro DAURER+HASSE <info@daurerhasse.de> 
Cc: Gemeinde Ruderatshofen <info@ruderatshofen.bayern.de> 
Betreff: Stellungnahme Gemeinde Ruderatshofen "Gewerbepark Am Fürgen" 
 
Gemeinde Ruderatshofen; Landkreis Ostallgäu  
4. Änderung des rechtsgültigen Flächennutzungsplanes und 3. Änderung und räumliche Erweiterung des 
Bebauungsplanes Nr. 6 "Gewerbepark Am Fürgen"  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
der Gemeinderat bzw. Bau- und Umweltausschuss Aitrang hat in seiner Sitzung am 24.10.2022 beschlossen, dass 
eine Stellungnahme zu der 4. Änderung des Flächennutzungsplans mit der damit verbundenen räumlichen 
Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 „Gewerbepark Am Fürgen“ erfolgt.  
Sollte die Ansiedlung des Gewerbes Auswirkung auf die Kapazität der Kläranlage haben, so sind die 
Kostenverursacher zu beteiligen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

Verwaltungsangestellte 
 
Gemeinde Aitrang 
Lindenstraße 30, 87648 Aitrang 
Tel.:  08343-218 
FAX: 08343-1308 
mail: info@aitrang.bayern.de 
 
Informationen zum Datenschutz finden Sie auf unserer Homepage www.vgem-biessenhofen.de unter der Rubrik Bürgerservice. 
 



 

 

DIENSTGEBÄUDE: 86152 Augsburg, Fronhof 10 (Hauptgebäude) 
BESUCHSZEITEN: Montag mit Donnerstag: 8:30 – 11:45 und 13:30 – 15:15 Uhr; Freitag: 8:30 – 12:30 Uhr 
TELEFON (Vermittlung): (08 21) 3 27-01 – TELEFAX (zentral): (08 21) 3 27-22 89 
E-MAIL: poststelle@reg-schw.bayern.de – INTERNET: http://www.regierung.schwaben.bayern.de 
ÖFFENTLICHE VERKEHRSMITTEL: Haltestellen Stadtwerke, Staatstheater 
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Geschäftszeichen: 
24-4621.1-265/6 u. -4622.8265/10 

Regierung von Schwaben – 86145 Augsburg KOPIE 

Firma 
Planungsbüro DAURER + HASSE 
Buchloer Straße 1 
86879 Wiedergeltingen 

  

Beteiligung 
der Träger öffentlicher Belange 

an der Bauleitplanung 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

  
Bearbeiter/in: Telefon: (0821) 327- 

 

Augsburg, 

16.11.2022 
E-Mail-Adresse: 

@reg-schw.bayern.de 
Telefax: (0821) 327- Zum Schreiben/Anruf vom 

14.10.2022 (per E-Mail) 
Anlagen:  
      

⊠ Zutreffendes ist links angekreuzt 

1  Flächennutzungsplan  4. Änderung  sonstiges baurechtliches Verfahren 

  Bebauungsplan  3. Änderung 
 Nummer / Gebiet 

3. Änderung und räumliche Erweiterung des BP Nr. 6 "Gewerbepark Am Fürgen" 

 der Gemeinde 
 Name 

Ruderatshofen 
  

2 Sehr geehrte Damen und Herren, 
  
 wir äußern uns zur vorgelegten Bauleitplanung wie folgt: 
  
2.1
 

Ziele der Raumordnung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB auslösen, sowie Grundsätze der 
Raumordnung als Vorgabe für die nachfolgende Abwägungsentscheidung: 

  
Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) 
LEP 3.1 Abs. 1 (G) Ausweisung von Bauflächen an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung ausrichten 
LEP 3.1 Abs. 2 (G) flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen anwenden 
LEP 3.2 (Z) vorhandene Potentiale der Innenentwicklung vorrangig nutzen 
 
 
Regionalplan für die Region Allgäu 
B I 3.2.4 (Z) i.V.m. Karte 2 "Siedlung und Versorgung": Vorranggebiete Wasserversorgung (Trinkwasser), hier 
WVR 77 "Geisenrieder-Ebenhofener Schotterflur" 
B V 1.3 Abs. 2 (Z) Eingrenzung des Flächenverbrauchs 
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2.2 Stellungnahme aus Sicht der Landesplanung: 
 Laut den uns vorliegenden Bauleitplanunterlagen beabsichtigt die Gemeinde Ruderatshofen mit der 4. Ände-

rung des Flächennutzungsplans (FNP) knapp 6,3 ha gewerbliche Bauflächen darzustellen und diese mit der 
3. Änderung und räumlichen Erweiterung des Bebauungsplans Nr. 6 "Gewerbepark Am Fürgen" als Gewer-
begebiet festzusetzen.  
In den Bauleitplanunterlagen wird dargelegt, dass sich die Gewerbeflächen gemäß FNP in der Gemeinde Ru-
deratshofen ausschließlich auf den Gewerbepark Am Fürgen konzentrieren und innerhalb der einzelnen Orts-
teile nur kleinflächige Gewerbeflächen innerhalb von gemischten Bauflächen vorhanden seien. Mit der ver-
fahrensgegenständlichen Erweiterung wird der Gewerbepark Am Fürgen in Richtung Osten weiterentwickelt. 
Die neue gewerbliche Baufläche würde somit zwischen dem bestehenden Gewerbepark Am Fürgen und dem 
östlich situierten "Sondergebiet Energie" zum Liegen kommen. Die Erweiterung des Gewerbeparks soll den 
Bauleitplanunterlagen zufolge insbesondere der Erweiterung eines ortsansässigen Gewerbebetriebes bzw. 
einer Firmengruppe dienen, die bereits im Gewerbepark ansässig seien. Darüber hinaus soll Raum für traditi-
onelle Handwerksbetriebe geschaffen werden. 
 
Aus landesplanerischer Sicht ist Folgendes festzustellen: 
Die Bayerische Staatsregierung hat zur Verringerung des Flächenverbrauchs eine Flächensparoffensive 
eingeleitet. In diesem Rahmen ist die kommunale Bauleitplanung ein wichtiges Handlungsfeld. Für die 
Umsetzung der LEP-Festlegungen zur Flächenschonung bei der Ausweisung neuer Siedlungsflächen für 
Wohnen und Gewerbe hat das Bayer. StMWi allen Gemeinden, Märkten und Städten in Bayern eine 
Auslegungshilfe (Stand: 07.01.2020) übermittelt. In dieser sind im Einzelnen die Punkte angeführt, die die 
Landesplanung bei der Beurteilung des Bauleitplanes zugrunde zu legen hat. Sie ergeben sich aus den 
Ziffern II.1. bis II.4. der Auslegungshilfe. Von besonderer Bedeutung sind hierbei die Ermittlung der 
vorhandenen Flächenpotenziale in der planenden Kommune (Ziffer II.2.) und die Angaben zum Bedarf an 
Siedlungsflächen (Ziffer II.3.). 
 
 
… Fortsetzung siehe unten (Beiblatt) 
 

2.3 
 

Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem oben genannten 
Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. mit Rechtsgrundlage/n: 

       

 

Die Bauleitplanung wurde in das Rauminformationssystem der Regierung von Schwaben eingetragen. 
 
Wir bitten Sie, der höheren Landesplanungsbehörde zuverlässig alle Bauleitpläne sowie Innen- und Au-
ßenbereichssatzungen nach §§ 34 und 35 BauGB zu übermitteln, nachdem diese Rechtskraft erlangt ha-
ben, bzw. die Regierung zu informieren, sofern Planungen nicht weiterverfolgt werden. Für diese Zulei-
tung in elektronischer Form haben wir das Funktionspostfach flaechenerfassung@reg-schw.bayern.de 
eingerichtet. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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Beiblatt zu 24-4621.1-265/6 und 24-4622.8265/10 
 
Fortsetzung zu 2.2 "Stellungnahme aus Sicht der Landesplanung" 
 
Die Gemeinde Ruderatshofen hat unseren Sachverhaltsermittlungen zufolge noch umfangreiche Potenziale 
an bisher nicht genutzten gewerblichen Bauflächen. So befindet sich westlich des bereits bestehenden Ge-
werbeparks Am Fürgen eine etwa 14 ha umfassende im rechtskräftigen FNP dargestellte gewerbliche Bauflä-
che. Den vorliegenden Planungsunterlagen zufolge ist diese Fläche nicht verfügbar. Hinzu kommen noch un-
bebaute Flächen innerhalb des rechtskräftigen Bebauungsplans im Gewerbepark Am Fürgen. Eine derart um-
fangreiche Flächenbevorratung erscheint vor dem Hintergrund von neuen Flächendarstellungen im Umfang 
von mehr als 6 ha reichlich bemessen. 
 
Wir bitten die Gemeinde, sich mit den LEP-Festlegungen zu einer flächensparenden Siedlungsentwicklung in 
Verbindung mit den Anforderungen der Auslegungshilfe vom 07.01.2020 auseinanderzusetzen und ihre Er-
wägungen in den Bauleitplanunterlagen nachvollziehbar darzulegen. Möglicherweise ergeben sich so noch 
Spielräume zugunsten einer flächensparenden Siedlungsentwicklung. In diesem Zusammenhang weisen wir 
darauf hin, dass grundsätzlich die Möglichkeit besteht, Flächen aus dem Flächennutzungsplan zurückzuneh-
men, sollten diese mittel- bis langfristig nicht für eine gemeindlich geplante Nutzung zur Verfügung stehen. 
 
Ungeachtet der oben stehenden Ausführungen weisen wir darauf hin, dass sich die verfahrensgegenständli-
che Fläche im Vorranggebiet Wasserversorgung (Trinkwasser) WVR 77 (RP 16 B I 3.2.4 (Z) i.V.m. Karte 2 
"Siedlung und Versorgung") befindet. Dort ist bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen der Siche-
rung von Trinkwasser Vorrang einzuräumen. Ob und inwiefern die verfahrensgegenständlichen Bauleitplan-
vorhaben mit der Lage im vorgenannten Vorranggebiet vereinbar sind, wird vom Wasserwirtschaftsamt zu 
beurteilen sein.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung (§ 4 Baugesetzbuch) 

Wichtiger Hinweis: 
Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen 
Ihrer Zuständigkeit zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellungnahme ist es, der 
Gemeinde die notwendigen Informationen für eine den gesetzliChen Anforderungen (§1 Abs. 7 BauGB) 
entsprechende Abwägung und damit für ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. 
Die Stellungnahme ist zu begründen; die Rechtsgrundlagen sind anzugeben, damit die Gemeinde den Inhalt 
nachvollziehen kann. Die Abwägung obliegt der Gemeinde. 

1. Gemeinde 

Ruderatshofen 

~ Flächennutzungsplan 4. Änderung D mit Grünordnungsplan integriert 

~ Bebauungsplan 
für das Gebiet 

BPlan Nr. 6 Gewerbegebiet "Am Fürgen" 3. Änderung 
r;gJ mit Umweltbericht 

dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs D 
D Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan 

D Sonstige Satzung 

IZI Frist für die Stellungnahme (§ 4 BauGB) 17.11.2022 

D Frist: 1 Monat (§ 2 Abs. 4 BauGB) 

ja IZI nein 

2. T " "ff tr h B I rager 0 en IC er e ange 

Bauplanungsrecht I Städtebau 
Landratsamt Ostallgäu, Schwabenstraße 11, 87616 Marktoberdorf 

Name / Stelle des Trägers öffentlicher Belange (mit Anschrift, E-mail-Adresse und Tel.-Nr.) 
 

2. 1 D Keine Äußerung 

2. 2 D Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach 
§ 1 Abs. 4 BauGB auslösen 

2. 3 D Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, 
mit Angabe des Sachstands 

2. 4 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im 
Regelfall in der Abwägung nicht überwunden werden können (z.B. Landschafts- oder 
Wasserschutzgebietsverord nu ngen). 

~ Einwendungen 
Siehe "Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen" 



D Rechtsgrundlagen 

D Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

2. 5 r:8J Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu 
dem o. g. Plan, gegiiederl nach Sachkomp!exen, jewei!s mit Begründung und ggf. 
Rechtsgrundlage. 

Bauplanungsrecht / Städtebau: 
Grundsätzlich besteht mit der Erweiterung des bestehenden Gewerbegebiets Einverständnis. 

Das Gewerbegebiet soll laut der Begründung der Erweiterung der Firmengruppe Höbel sowie 
der Errichtung eines sog. Handwerkerhofes dienen. 

Dit3 Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung sind auf diese Zweckbestimmung hin zu 
prüfen. Anlagen für sportliche Zwecke sollten nur ausnahmsweise zugelassen werden, 
Vergnügungsstätten (z.B. Spielhallen) sollten generell ausgeschlossen werden. 

Die Steuerung des Maß der baulichen Nutzung soll ausschließlich über die Festsetzung einer 
Grundflächenzahl in Höhe von 0,8 und durch Wand- und Firsthöhen erfolgen. . 

Hier sollte noch eine Maßfestsetzung aufgenommen, die die maximale Kubatur steuert. Ohne 
weiteres steuerndes Element ist ein ebäude möglich. dass unter Ausnutzung der Baugrenzen, 
Wand höhen und zulässigen Grundfläche eine nicht mehr verträgliche Kubatur erreicht. Anbieten 
würden sich im gewerblichen Bereich die Festsetzung einer Baumassenzahl. 

Als Bezugspunkt für die Höhenlage und damit auch für die Wand höhe und Firsthöhe ist die 
natürliche Geländeoberfläche vorgesehen. Der Rohfußboden Erdgeschoss darf max. 0,5 über 
dem natürlichen Gelände liegen. Gerade wenn große Gebäude möglich sind und das Gelände 
nicht eben ist, muss der Bezugspunkt so definiert werden , dass dies berücksichtigt wird. 
Entweder wird eine Höhenbezug zum Höhenbezugssystem (üNN) gewählt, oder es wird ein 
differenzierterer Bezug zum natürlichen Gelände hergestellt. 

Es wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. Gebäude mit einer Länge von mehr als 50 m 
sin9 nach § 4 Abs. 1 der textlichen Festsetzungen optisch zu gliedern. Diese Regelung ist zu 
ungenau. Für die Gliederung der Gebäude sind exakter Vorgaben zu treffen. 

In dies Satzung ist zur Wirksamkeit der Regelung zum Schallschutz mit aufzunehmen, wo DIN 
45961 , Ausgabe 2006 eingesehen werden kann, vgl. Seite 13 der schalltechnischen 
Untersuchun9.-. 

Marktoberdorf, 17.11 .2022 

Ort; Datum 
 

Unterschrift, Dienstbezeichnung 
) 



Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung 
(§ 4 Baugesetzbuch) 

Wichtiger Hinweis: 
Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rah-
men Ihrer Zuständigkeit zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellungnahme ist es, der 
Gemeinde die notwendigen Informationen für ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu ver-
schaffen (§ 1 Abs. 7 BauGB). Die Stellungnahme ist zu begründen; die Rechtsgrundlagen sind anzugeben, 
damit die Gemeinde den Inhalt nachvollziehen kann . Die Abwägung obliegt der Gemeinde. 

1. Gemeinde 
Gemeinde Ruderatshofen, Landkreis Ostallgäu 

~ FlächennutzungsQian, Änderung ~ I mit Grünordnungsplan integriert 
~ Bebauungsplan 

4. Änderung des FNP - BPlan Nr. 6 "Gewerbegebiet am Fürgen" 3. Änderung 

D mit Umweltbericht 

D ja D nein 
dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs 

D Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan 

D Sonstige Satzung 

~ Frist für die Stellungnahme Donnerstag, 17.11.2022 (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

D 
Frist: 1 Monat (§ 2 Abs. 4 BauGB-MaßnahmenG) 

2. T" "ff r h B I rager 0 ent le er e ange 
Landratsamt Ostallgäu 
Schwabenstraße 11 
87616 Marktoberdorf 

Name I Stelle des Trägers öffentlicher Belange (Mit Anschrift und Tel. Nr.) 
Untere Wasserrechtsbehörde 

2.1 D keine Äußerung 

2.2 0 Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB auslösen 

2.3 D Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit An-
gabe des Sachstandes 

2.4 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall in der 
Abwägung nicht überwunden werden können (z. B. Landschafts- oder Wasserschutzgebietsverordnungen) 

D Einwendungen 

D Rechtsgrundlagen 

D Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

2.5 D Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, 
gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 



Allgemeines: 

Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb des Vorranggebiet für die öffentliche Wasserver-
sorgung der Stadt Marktoberdorf und der Gde. Ruderatshofen. 
Die Planung soll, so wird in Punkt 6.2 der Begründung argumentiert, den Vorgaben des Re-
gionalplanes entsprechen. Weder dient der sog. Gewerbepark dem Erhalt und der Entwick-
lung der gewachsenen Siedlungsstruktur, noch wurden in ausreichendem Maß Alternativen 
geprüft, mit geringerem Flächenverbrauch geprüft. 
Der Sinn von Vorranggebieten für die öffentliche Wasserversorgung ist die Sicherung von 
Trinkwasser für zukünftige Generationen . Deswegen wird diesem Schutzzweck der Vorrang 
vor privaten Interessen eingeräumt! Insofern betrachten wir alle Planungen, die diesen 

Hinweise: 

Tiefbaumaßnahmen, die eine Barrierewirkung im Grundwasser erzeugen, werden wasser-
rechtlich als Benutzungstatbestände nach § 9 WHG angesehen und benötigen eine geson-
derte, eigenständige wasserrechtliche Erlaubnis nach § 8 WHG. Diese ist unter Vorlage aus-
sagekräftiger und vollständiger Unterlagen rechtzeitig vor Baubeginn beim Landratsamt Os-
tallgäu zu beantragen. Die Unterlagen müssen eine Aussage zur Auswirkung der Grundwas-
serbenutzung auf die Rechte Dritter und das naturräumliche Umfeld beinhalten. 

~ollten bei den Haumal1nahmen Grundwasserabsenkungen erforderlich sein, ist im Sinne 
einer nachhaltigen Grundwasserbewirtschaftung eine geschlossene Bauwasserhaltung mit-
tels Schlitz- oder Spundwänden, die bis in den Grundwasserstauer einbinden, vorzuziehen. 
Alternativ ist das unschädliche Wiedereinleiten des abgepumpten und unverschmutzten 
Wassers über eine geeignete Versickerungseinrichtung in das Grundwasser anzustreben. 
Bauwasserhaltungen, bzw. Grundwasserabsenkungen bedürfen einer wasserrechtlichen Er-
laubnis. 
Bei Baumaßnahmen kann es zu Beeinträchtigungen des Grundwassers oder von Oberflä-
chengewässern durch die Baustelle selbst und die Baustelleneinrichtung kommen. Deshalb 
sind Gewässerschutzmaßnahmen (z.B. Uferabstände und Schutzvorkehrungen) im Rahmen 
der Baustelleneinrichtungsplanung notwendig. 

Liegt die Baustelle wie hier in der Nähe von Gewässern so sind insbesondere Schutzmaß-
nahmen im Hinblick auf die Lagerung und den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen zu 
beachten. 

Für bestimmte Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind Verwaltungsver-
fahren zur Umsetzung der Anforderungen der Anlagenverordnung (AwSV) vorgesehen. 
Diese sind zum einen die "Anzeige" der Errichtung und wesentlichen Änderung von prüf-
pflichtigen Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und zum anderen die 
wasserrechtliche "Eignungsfeststellung" für Anlagen zum Lagern, Abfüllen oder Umschlagen 
von wassergefährdenden Stoffen vor Errichtung und wesentlicher Änderung sowie überge-
ordnete Verfahren (insbesondere Verfahren nach Immissionsschutzrecht). 

Zuständig für den Vollzug der AwSV und damit Ansprechpartner für Fragen zu diesem The-
menkomplex ist die Fachkundige Stelle für Wasserwirtschaft beim Landratsamt Ostallgäu. 
Sofern also in den Gewerbebetrieben mit wassergefährdenden Stoffen (Treibstoffe, Öle, La-
cke, Reinigungsmittel, etc.) umgegangen wird oder diese gelagert werden, sind entspre-
chende Angaben dazu in den jeweiligen Bauantragsunterlagen zu machen. 

Allgemeine Fragen zur Anlagenverordnung (AwSV) können Sie gern an uns richten . 

Es wird empfohlen, bei Neubauten alternative Energieträger (Grundwasserwärmepumpe, 
o.ä.) zu favorisieren und auf Brennstoffe fossiler Herkunft zu verzichten. 

17.11 .2022 _________ _ 
Ort, Datum 

 
U nterschrift, Dienst



Erneute, verkürzte Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der 
Bauleitplanung (§ 4 Baugesetzbuch) 

Wichtiger Hinweis: 
Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rah-
men Ihrer Zuständigkeit zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellungnahme ist es, der 
Gemeinde die notwendigen Informationen für ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu ver-
schaffen (§ 1 Abs. 7 BauGB). Die Stellungnahme ist zu begründen; die Rechtsgrundlagen sind anzugeben, 
damit die Gemeinde den Inhalt nachvollziehen kann. Die Abwägung obliegt der Gemeinde. 

1. Gemeinde 
Ruderatshofen, Landkreis Ostallgäu 

[2] 
Flächennutzungsplan , Änderung 0 I mit Grünordnungsplan integriert 

[2] Bebauungsplan 
4.Anderung FNP + 
3. Änderung und räumliche Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 
"Gewerbepark Am Fürgen", Immenhofen 

[2] mit Umweltbericht 
[2] ja 0 nein 

dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs 
0 Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan 

0 Sonstige Satzung 

[2] 
Frist für die Stellungnahme 17.11.2022 (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

0 
Frist: 1 Monat (§ 2 Abs . 4 BauGB-MaßnahmenG) 

2. T " "ff tl' h B I rager 0 en le er e ange 

Landratsamt Ostallgäu 
Untere Immissionsschutzbehörde 
Schwabenstraße 11 
87616 Marktoberdorf 

e / Stelle des Trägers öffenllicher Belange

2.1 0 keine Äußerung 

2.2 0 Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB auslösen 

2.3 0 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit An-
gabe des Sachstandes 

2.4 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall in der 
Abwägung nicht überwunden werden können (z. B. Landschafts- oder Wasserschutzgebietsverordnungen) 

0 Einwendungen 

[2] Rechtsgrundlagen 

§ 50 BlmSchG 
§ 9 Abs.1 Nr. 24 BauGB 
§ 1 Abs. 4 BauNVO 
Art. 76 BayBO 

0 Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 



2.5 [gJ Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, 
gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

Aus Immissionsschutzfachlicher Sicht wird Folgendes festgestellt: 

Betriebsleiterwohnungen Innerhalb eines Gewerbegebiets 
Die Anwesenheit von Betriebsleiterwohnungen führt regelmäßig zu Problemen für die umlie-
genden Gewerbetreibenden. Sie können in Ihrer Entwicklungsfähigkeit z.T. erheblich beein-
trächtigt werden. 
Bei möglichen künftigen Lärmkonflikten kann nicht auf Lärmschutzfenster oder sonstige pas-
sive Lärmschutzmaßnahmen abgestellt werden, da gemäß A1.3 TA Lärm der maßgebliche 
!mmissionsort an einer BetriebsleitArwohnung, 0,5 Meter außerhalb vor dem Qeöffneten Fens-
ter liegt. 
Aus rein immissionsschutzfachlicher Sicht sind Betriebsleiterwohnungen vom Bebauungs-
plan auszuschließen. 

Es sollen, wenn überhaupt, nur Betriebsleiterwohnungen zugelassen werden, wenn: 
• betriebliche Zwänge das Wohnen vor Ort unbedingt erforderlich machen, und 
• die Wohhung dem Gewerbebetrieb zugeordnet werden kann, und 
• die Wohnung gegenüber dem Gewerbebetrieb in Grundfläche und Baumasse deut-

lich untergeordnet ist. 

Wichtige Anmerkung: 
Bei einer möglichen künftigen Aufgabe der gewerblichen Nutzung kann die zu-
ständige Behörde die Wohnnutzung in einer ehemaligen Betriebsleiterwohnung 
untersagen (vgl. Art. 76 BayBO)111 . 
~ daher Betriebsleiterwohnungen von vornherein ausschliel~en . 

Marktoberdorf, 17.11.2022 
Ort, Datum Unterschrift, Dienstbezeichnung 



Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung 
(§ 4 Baugesetzbuch) 

W ichtiger Hinweis: 
Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme 
im Rahmen Ihrer Zuständigkeit zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellung-
nahme ist es, der Gemeinde die notwendigen Informationen für ein sachgerechtes und optimales 
Planungsergebnis zu verschaffen (§ 1 Abs . 7 BauGB). Die Stellungnahme ist zu begründen; die 
Rechtsgrundlagen sind anzugeben, damit die Gemeinde den Inhalt nachvollziehen kann. Die Ab-
wägung obliegt der Gemeinde. 

1. Gemeinde 
Ruderatshofen 

D I Flächennutzungsplan, Änderung D mit Grünordnungsplan integriert 

D 
Bebauungsplan Nr. 6 "Gewerbepark am Fürgen" , 3. Änderung und Er-
weiterung 

D mit Umweltbericht 

dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs D ja D nein 

D Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan 

D Sonstige Satzung 

~ Frist für die Stellungnahme 17.11 .2022 (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

D Frist: 1 Monat (§ 2 Abs. 4 BauGB-MaßnahmenG) 

2. T " "ff tr h B I rager 0 en le er e ange 
Landkreis Ostallgäu 
Sachgebiet 32 - Kommunale Abfallwirtschaft 
Schwabenstraße 11 
87616 Marktoberdorf 
08342/911-429 

Name / Stelle des Trägers öffentlicher Belange (Mit Anschrift und Tel. Nr.) 

2.1 D keine Äußerung 

D Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB 
auslösen . 

2.2 

2.3 D 
2.4 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall 

in der Abwägung nicht überwunden werden können (z. B. Landschafts- oder Wasserschutzgebiets-
verordnungen) 

D Einwendungen 



2.5 

D Rechtsgrundlagen 

D Möglichkeiten der LJherwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem 
o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage 

Die abfallwirtschaftlichen Belange (Anfahrbarkeit der Grundstücke) lassen sich im Vorent-
wurf nicht prüfen. Diese sind bei der P_arzellierung des Areals zu berücksichtigen 

Marktoberdorf, 14.11.2022 
-  

I

Zurück an 

SG 401 

- -----



Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung 
(§ 4 Baugesetzbuch ) 

W ichtiger Hinweis: 
Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme 
im Rahmen Ihrer Zuständigkeit zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellung-
nahme ist es, der Gemeinde die notwendigen Informationen für ein sachgerechtes und optimales 
Planungsergebnis zu verschaffen (§ 1 Abs . 7 BauGB). Die Stellungnahme ist zu begründen; die 
Rechtsgrundlagen sind anzugeben, damit die Gemeinde den Inhalt nachvollziehen kann. Die Ab-
wägung obliegt der Gemeinde. 

1. Gemeinde 
Ruderatshofen 

[8J I Flächennutzungsplan, Änderung D mit Grünordnungsplan integriert 

D 
Bebauungsplan Nr. 6 "Gewerbepark am Fürgen" , 4. Änderung des Flä-
chennutzungsplans 

D mit Umweltbericht 

dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs D ja D nein 

0 Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan 

D Sonstige Satzung 

~ Frist für die Stellungnahme 17.11 .2022 (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

0 Frist: 1 Monat (§ 2 Abs. 4 BauGB-MaßnahmenG) 

2. T" "ff r h B I rager 0 ent IC er e ange 
Landkreis Ostallgäu 
Sachgebiet 32 - Kommunale Abfallwirtschaft 
Schwabenstraße 11 
87616 Marktoberdorf 
08342/911-429 

Name I Stelle des Trägers öffentlicher Belange (Mit Anschrift und Tel. Nr.) 

2.1 D keine Äußerung 

D Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs . 4 BauGB 
auslösen 

2.2 

2.3 D 
2.4 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen , die im RegelfaJl 

in der Abwägung nicht überwunden werden können (z. B. Landschafts- oder Wasserschutzgebiets-
verordnungen) 

0 Einwendungen 



2.5 

'0 Rechlsgrundlagen 

D Möglichkeiten der Überwindun!1 (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem 
o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage 

Die Kommunale Abfallwirtschaft hat gegen die Änderung des Flächennutzungsplans keine 
Einwände. 

I 

Marktoberdorf, 14.11.2022 

Zurück an 

SG 401 
 



1. 

2. 

2.1 

2.2 

2.3 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung 
(§ 4 Baugesetzbuch) 

Wichtiger Hinweis : 
Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellung-nahme 
im Rahmen Ihrer Zuständigkeit zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der 
Stellungnahme ist es, der Gemeinde die notwendigen Informationen für ein sachgerechtes und 
optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Die Stellungnahme ist zu begründen; die Rechts-
grundlagen sind anzugeben, damit die Gemeinde den Inhalt nachvollziehen kann. Die Abwägung 
obliegt der Gemeinde. 

Gemeinde 

Ruderatshofen 

D Flächennutzungsplan 

D mit Landschaftsplan 

cgJ Bebauungsplan Nr. 6,3. Änderung 

tür das Gebiet "Gewerbepark am Fürgen" 

D mit Grünordnungsplan 

dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs Dia o nein 

0 Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan 

0 sonstige Satzung 

~ Frist für die Stellungnahme 17. November 2022 (§ 4 BauGB) 

0 Frist: 1 Monat (§ 2 Abs. 4 BauGB-MaßnahmenG) 

Träger öffentlicher Belange 
Untere Bodenschutzbehörde 
Landratsamt Ostallgäu, Schwabenstraße 11, 87616 Marktoberdorf 

 Tel.: 08342 - 911  

0 keine Äußerung 

0 Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB 
auslösen: 

0 beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können , mit 
Angabe des Sachstandes 



2.4 o 

2.5 

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im 
Regelfall in der Abwägung nicht überwunden werden können 
(z. B. Landschafts- oder WasserschutzQebietsverordnunQen) 

D Einwendungen 

D Rechtsgrundlagen 

D Möglichkeiten der Überwindung 

sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. 
Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

Altlasten: 

Der vorliegende Bebauungsplan für das Gebiet "Gewerbepark am Fürgen" wurde in 
Bezug auf Altlasten und Altablagerungen überprüft. 

Nach den bei der Unteren Bodenschutzbehörde vorliegenden Unterlagen befinden sich 
im Geltungsbereich des Planes keine altlastverdächtigen Ablagerungen. 

Schutzgut Boden: 

Die Versiegelung des Bodens ist gering zu halten. 

Schadstoffbelasteter Boden und Aushub, der bei Bauarbeiten anfällt, ist entsprechend 
der abfall- und bodenschutzrechtlichen Vorschriften ordnungsgemäß und schadlos zu 
entsorgen. Hierüber sind Nachweise zu führen und dem Landratsamt auf Verlangen 
vorzulegen . 

Marktoberdorf, den 08.11.2022 
---Ort, Datum Unterschrift  



An das 
Sachgebiet 40 
Staatliches Bauamt 
im Hause 

Kreisstraße OAl 10 - Vollzug der Baugesetze; 

~ 

Landratsamt 
Ostallgäu 

Tiefbau mit 
Kreisstraßenverwaltung 

Bearbeitung: 
Zimmer 
Telefon 08342 911-
Fax 08342 911-

@lra-oal.bayern.de 
Aktenzeichen: SG31 .2 
Ihr Zeichen: 

08 .11.2022 

Gemeinde Ruderatshofen - 4. Änderung des FNP-BPlan Nr. 6 "Gewerbegebiet am Fürgen" 3. Än-
derung 

Das Kommunale Bauamt nimmt zum oben genannten Bauvorhaben wie folgt Stellung: 

Mit der Erweiterung des Plangebietes bestehen seitens der Kreisstraßenverwaltung keine grund-
sätzlichen Einwände, sofern das Anbauverbot von 15,0 m beachtet wird. 

Hinsichtlich der Erschließung des Erweiterungsbereiches besteht jedoch Unklarheit. Im Erläute-
rungsbericht heißt es aus S. 5 unter 6.1, dass die verkehrliehe Erschließung durch die bestehende 
Gewerbegebietserschließung sichergestellt ist, dahingegen wird auf S. 21 unter 9.2 die Erschlie-
ßung über die Straße "Am Baggersee" und somit direkt über die Kreisstraße OAl 10 beschrieben. 
In der Planskizze des geänderten FNP ist ebenfalls die Erschließung über die bestehende Gewer-
bestraße zu entnehmen. Dies ist klarzustellen. 

Es wird in diesem Zuge darauf hingewiesen, dass aufgrund der lage des Plangebietes auf freier 
Strecke eine Erschließung über die bereits vorhandene gut ausgebaute Einmündung zur Gewerbe-
gebietsstraße aus Gründen der leichtigkeit und Sicherheit des Verkehrs zu bevorzugen ist. Sollte 
eine weitere Zufahrt auf die Kreisstraße zwingend erforderlich werden, so ist diese verkehrssicher 
mit einem Linksabbiegestreifen, wie die bereits bestehende Zufahrt zum Gewerbegebiet, zu gestal-
ten. 

Eine detailliertere Stellungnahme kann erst nach o.g. KlarsteIlung und Vorlage der Erschließungs-
planung

! ;md, ill5i1 rnl U Sr. ll w;:,be n"tt "Ii ,~ 11 f3"/6 16 Ma, klo berdorl . www.o"ta ll g ilo\l de 
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Verbandsvorsitzender: Oberbürgermeister Stefan Bosse 
Öffnungszeiten: Montag bis Freitag von 8.00 - 12.00 Uhr und nach Terminvereinbarung 
Bankverbindung: Sparkasse Kaufbeuren IBAN: DE 72734500000010068898 BIC: BYLADEM1KFB 

Regionaler Planungsverband Kaiser-Max-Straße 1  87600 Kaufbeuren 
 

DAURER + HASSE 
Büro für Landschafts- Orts- und Freiraumplanung 
Landschaftsarchitekten bdla + Stadtplaner 
Buchloer Str. 1 
86879 Wiedergeltingen 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Ruderatshofen, 4. Flächennutzungsplanänderung und 3. Änderung des 
Bebauungsplanes „Gewerbepark Fürgen“ 
 
 
Sehr geehrter  
 

es wird auf Regionalplan der Region Allgäu (RP 16) B V 1.3 Abs. 2 (Z) hingewiesen. Gemäß 

diesem Regionalplanziel sollen zur Eingrenzung des Flächenverbrauchs insbesondere 

vorhandene Baulandreserven und leerstehende Gebäude genutzt sowie Nachverdichtungen in 

den Siedlungsgebieten vorgenommen werden. Wir bitten die Gemeinde Ruderatshofen, sich mit 

diesem Ziel auseinanderzusetzen. Dabei sollten u.a. die im Gemeindegebiet vorhandenen, noch 

unbebauten gewerblichen Bauflächen (insbesondere die Flächen nördlich der B 12 und westlich 

des bereits bestehenden Gewerbegebiets) in die Prüfung mit einbezogen werden. In diesem 

Zusammenhang weisen wir auch darauf hin, dass grundsätzlich die Möglichkeit besteht, bereits 

im Flächennutzungsplan dargestellte Bauflächen zurückzunehmen, die für eine gemeindlich 

geplante Nutzung nicht zur Verfügung stehen. 

  

Das Plangebiet liegt im Vorranggebiet für die öffentliche Wasserversorgung WVR 77 

(Regionalplan der Region Allgäu (RP 16) B I 3.2.4 (Z) i.V.m. Karte 2 "Siedlung und Versorgung"). 

In diesen Gebieten soll bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen der Sicherung von 

Trinkwasser Vorrang eingeräumt werden. Gemäß Anhang 1 zur Begründung des RP 16 ist u.a. 

die Ausweisung von Gewerbe- oder Industriegebieten ohne größeres Emissionspotenzial in der 

Regionaler 
Planungsverband 
ALLGÄU 

Geschäftsstelle 

Kaiser-Max-Straße 1 
87600 Kaufbeuren 

Telefon: 08341 / 437-108 
Telefax: 08341 / 437-124 

rpv.allgaeu@kaufbeuren.de 
www.region.allgaeu.org 
Ihr Zeichen:  
 
Ihre Nachricht:       
Unser Zeichen: 610/7.1 und 7.2 
Bearbeiterin: 
 

Kaufbeuren, 17.11.2022 



 
Regel vereinbar mit der Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung. Eine abschließende 

Beurteilung ist im Einzelfall vom Wasserwirtschaftsamt zu treffen. 

  

Mit freundlichen Grüßen 
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Von: wwa-ke.bayern.de>
Gesendet: Donnerstag, 17. November 2022 13:36
An: Planungsbüro DAURER+HASSE; 
Cc:
Betreff: T 17.11.2022 Gemeinde Ruderatshofen, frühzeitige Beteiligung, 4. Änderung 

FNP und 3. Änderung "Gewerbepark Fürgen"

Ihre E-Mail vom: 14.10.2022 
Unser Zeichen: 2-4622-OAL 167-24976/2022 
 
Gemeinde Ruderatshofen, frühzeitige Beteiligung, 4. Änderung FNP und 3. Änderung "Gewerbepark Fürgen" 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrte  
  
aus Sicht des Wasserwirtschaftsamts Kempten bestehen zu o. g. Vorhaben keine grundsätzlichen Einwände, wenn 
nachfolgende fachlichen Hinweise und Vorgaben beachtet werden. 
 
Altlasten 
Aushub aus dem Altlastbereich ist vor der Entsorgung zu klassifizieren und entsprechend zu entsorgen. Ein 
Wiedereinbau dieses Materials ist nicht möglich. Eine Versickerung darf auf dem ehemaligen Deponiegelände nicht 
stattfinden. Im anderen Bereich dürfen Abgrabungen aufgrund der Lage im Trinkwasservorranggebiet nur im 
erforderlichen Maß durchgeführt werden, um die schützende Deckschicht über dem Grundwasser nicht übermäßig 
zu schmälern. 
 
Vorsorgender Bodenschutz 
Das Schutzgut Boden wurde im Umweltbericht ausführlich und plausibel beschrieben und bewertet. Für die 
weiteren Ausführungsplanungen sollen die beschriebenen Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 
berücksichtigt werden. 
 
Grundsätzliche & aktuelle Hinweise für Gemeinde, Planer & Bauherr:  

 Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen.  
 Bebauungen sind auch fernab von oberirdischen Gewässern vielfältigen Gefahren durch Wasser (Starkregen, 

Sturzfluten, hohe Grundwasserstände, Kanalrückstau) ausgesetzt. Die Vorsorge gegen derartige Ereignisse 
beginnt auf Ebene der Bauleitplanung!  

o Zum Schutz vor eindringendem Abwasser aus der Kanalisation in tiefliegende Räume sind geeignete 
Schutzvorkehrungen vorzusehen, z.B. Hebeanlagen oder Rückschlagklappen.  

o Das Erdgeschoß der Gebäude sowie Lichtschächte, Öffnungen und Treppenabgänge soll zur 
Sicherheit vor Wassergefahren daher deutlich über dem vorhandenem Gelände bzw. über dem 
jeweiligen Straßenniveau liegen und alles unter dieser Ebene wasserdicht sein. Im Einzelfall ist auch 
die Geländeneigung und Gebäudeanordnung bei der Risikoanalyse zu beachten. 

o Des Weiteren empfehlen wir einen Hinweis für Planer und Bauherren aufzunehmen, unabhängig 
von der Gewässernähe oder den bisher bekannten Grundwasserständen, einen Keller wasserdicht 
und auftriebssicher auszuführen. Das bedeutet auch, dass z.B. alle Leitungs- und 
Rohrdurchführungen dicht sein müssen. Besonderes Augenmerk ist dabei auch auf die geeignete 
Planung und Ausführung von  Kellerabgängen, Kellerfenstern und Lichtschächten, sowie Haus- und 
Terrasseneingängen zu legen. Tiefgaragenabfahrten sind so auszubilden, dass die Tiefgarage und der 
Keller nicht durch Starkregen oder hohe Grundwasserstände geflutet werden 

 Broschüre „Wassersensible Siedlungsentwicklung“ 
Empfehlungen für ein zukunftsfähiges und klimaangepasstes Regenwassermanagement in Bayern:  
https://www.bestellen.bayern.de/shoplink/stmuv_wasser_018.htm 
„grüne & blaue Infrastruktur“ 
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 Wassersensibles Planen und Bauen - Bayerische Architektenkammer (byak.de) 
 Arbeitshilfe: Hochwasser- und Starkregenrisiken in der Bauleitplanung, Eine pragmatische Anleitung für 

Kommunen und deren Planer 
Arbeitshilfe: Hochwasser- und Starkregenrisiken in der Bauleitplanung - eine pragmatische Anleitung für 
Kommunen und deren Planer (bayern.de) 

 naturnahe Regenwasserbewirtschaftung  
https://www.lfu.bayern.de/buerger/doc/uw_88_umgang_mit_regenwasser.pdf 
 

 
weitere Links: 

o Bayerisches Bauministerium: Klimasensibler Umgang mit Niederschlagswasser in der Bauleitplanung 
(bayika.de) 
Schreiben vom 27.07.2021 des Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr mit 
dem Titel: 
Klimasensibler Umgang mit Niederschlagswasser in der Bauleitplanung; insbesondere:  

- Klimabezogene Festsetzungen im Bebauungsplan betreffend Umgang mit 
Niederschlagswasser (u.a. „Zisternenpflicht“)  

- Ermittlung der Grundfläche in Bezug auf „Steingärten/Schotterflächen“ 
o b4-1524-2-7_stmuv_stmi_gag__002___reinschrift_.pdf (bayern.de) 

Schreiben vom 19.11.2021 vom StMI und StMUV mit dem Titel: Impulse für einen nachhaltigen 
Umgang mit Niederschlagwasser durch Einführung einer gesplitteten Abwassergebühr 

 
 
Mit freundlichne Grüßen 

Landkreis Ostallgäu und Stadt Kaufbeuren 
 
Wasserwirtschaftsamt Kempten 
Rottachstr. 15 
87439 Kempten 
Tel.: 0831/52610-
Email: @wwa-ke.bayern.de  
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Von:
Gesendet: Freitag, 25. November 2022 17:56
An:
Betreff: AW: Änderung Bebauungsplan und Freiflächenphotovoltaik

Sehr geehrte 
 
Vielen Dank für Ihr Interesse unserer Nachricht und bitte gleichzeitig um Entschuldigung unser Anliegen für die 
Planung nicht verständlich dargelegt zu haben. 
In der Planung der Flächennutzungsänderung können eventuell bereits Vorgaben für die Bauausführungen 
einfließen.  
 
Unser Anliegen ist es, Kleintieren die Möglichkeit zu erhalten die unbebaute Grünfläche des Grundstückes 
durchqueren zu können. 
Daher bitten wir bereits bei der Planung der Einfriedung des Geländes den Zaum ca. 15 -20 cm über der Erdgleiche 
zu stellen, so dass Igel, Fuchs und Co. der Durchgang nicht versperrt wird. 
Sollte dies aus baulichen Gründen nicht möglich sein, so wären Aussparungen im Zaum mit dem Maß von 20 x 20cm 
in regelmäßigen Abständen 10 -15m ebenfalls dazu geeignet.  
Die dauerhafte Freihaltung der Zaunöffnungen bzw.  Abständen zum Boden sollte ebenfalle bei der Instandhaltung 
des Geländes gegeben bleiben, dies obliegt aber den Anlagenpflegern.  
Hierzu ein Link:  https://naturschutz.ch/news/gesellschaft/fallen-fuer-wildtiere-im-siedlungsraum-
vermeiden/135004 
 

 
Kein Durchkommen des Igels bei solch einem Zaun! 
 
Besten Dank vorab für die Berücksichtigung und Umsetzung dieser Maßnahme.  
 
Mit freundlichem Gruß  
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Von:
Gesendet: Dienstag, 25. April 2023 14:44
An:
Cc:
Betreff: Bebauungsplan, Ruderatshofen Gewerbepark am Fürgen, nachträgliche 

naturschutzfachliche Stellungnahme

Sehr geehrte  sehr geehrter 
 
die lange Bearbeitungszeit tut mit wirklich leid, aber aufgrund der Arbeitssituation an der UNB konnte diese leider 
nicht eher erfolgen. Die Stellungnahme erfolgt jetzt als Email, da momentan keine offizielle Beteiligungsrunde 
stattfindet. Ich hoffe, dass dies so in Ordnung ist. Auch jetzt konnte der Bebauungsplan leider nur stichpunktartig 
geprüft werden, da  
 
Plan naturschutzfachliche Eingriffsregelung: 
 
Hier wird ein Teil der Gewässerbegleitgehölze auf Fl.-Nr. 1217/1 mit Gewerbeflächen überplant. Der Schutzstatus 
wurde über Art. 16 BayNatSchG ermittelt und die Einstufung für den Ersatz erfolgt als mesophiles Gebüsch. Die ist so 
nicht richtig, da diese Gehölze direkt an den Baggerweiher angrenzen und somit als gesetzlich geschützte Biotope 
nach § 30 Abs. 2 Nr. 1 BNatSchG einzuordnen sind und somit alle Handlungen verboten sind, die zu einer Zerstörung 
führen. Gem. Art. 23 Abs. 3 BayNatSchG kann auf Antrag eine Ausnahme zugelassen werden, wenn die 
Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können, d. h. gleichartiger Lebensraum wird wiederhergestellt, also wieder 
Gewässerbegleitgehölze gepflanzt werden. Die ist in § 15 Abs. 2 Satz 2 BNAtSchG definiert. Hier soll aber lediglich 
Ersatz in Form einer Gehölzpflanzung geschaffen werden. Aus naturschutzfachlicher Sicht sind die 
Gewässerbegleitgehölze in vollem Umfang zu erhalten und das Baufenster an dieser Stelle entsprechend zu 
reduzieren.  
 
Einstufung des Bestandes von Fl.-Nr. 1271/1 als Deponie begrünt (O652). Dieses ist unserer Meinung nach falsch, 
da die Arbeitshilfe zur Biotopwertliste (Verbale Kurzbeschreibung) bei Deponien unter D ausgeführt wird …. Typisch 
sind hohe Konzentrationen von Nährstoffen (Kompost, Gülle) und Schadstoffen (Müll, gewerbliche Abwässer). Von 
den Deponien kann eine Gefährdung des Untergrundes (Boden, Grundwasser), angrenzender Lebensräume 
(Abspülung) oder auch weiter entfernter Flächen (Windverdriftung) ausgehen. Dieses ist alles nicht gegeben. Die 
Fläche wird seit der Rekultivierung der Kiesgrube seit mehr als 20 Jahren ganz normal als Grünland genutzt. Vor Ort 
ist kein Unterschied in der Bewirtschaftung zu sehen. Aus Sicht der UNB ist deshalb diese Fläche auch als 
Intensivgrünland G11 einzustufen.     
 
Augenscheinlich gehen die privaten Grünflächen mit Pflanzauflagen nicht in die Eingriffsbilanzierung mit ein. Auf 
Seite 10 des Leitfadens wird ausgeführt, dass über diesen Beeinträchtigungsfaktor auch Freiflächen abgedeckt sind, 
die zum Baugrundstück gehören, d.h. Grünflächen oder Erschließungsflächen auf den Baugrundstücken werden nicht 
separat behandelt.  
Wenn dies so bleibt, dann ist nur das grau hinterlegte Feld des Gewerbegebietes zur Berechnung der GRZ 
heranzuziehen! Ist das so gewollt?  
 
Begründung mit Umweltbericht 
Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung 
Wenn man sich das bisherige Firmengelände der Firma Höbel auf dem Luftbild und vor Ort aber auch das restliche 
bestehende Gewerbegebiet anschaut, dann sind die geplanten Vermeidungsmaßnahmen nur Maßnahmen auf dem 
Papier, um den Ausgleichsbedarf zu reduzieren! Versiegelungsfaktor bei der Firma Höbel annähernd 100 %, keine 
nenneswerte Bepflanzung, wo hier eine Versickerung des unverschmutzten Oberwassers über die belebte 
Oberbodenschicht stattfinden soll erschließt sich mir nicht.   
Im ganzen Gewerbegebiet ist eine Überschreitung der GRZ von 0,8 (Höchstmaß laut BauNVO) an der 
Tagesordnung. 
Wenn die Gemeinde eine Reduktion von 10 % des Ausgleichsbedarfs über die Vermeidungsmaßnahmen erreichen 
will, dann muss sie darlegen, wie die Umsetzung der Vermeidungsmaßnahmen gewährleistet wird. Laut Leitfaden 
Seite 19 sind die Vermeidungsmaßnahmen rechtlich verbindlich zu sichern (z.B. festgesetzt nach § 9 BauGB oder 
vertraglich vereinbart nach § 11 BauGB). 
 
Satzung: 
§ 9 und 10 sind noch anzupassen.  
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Externes Ausgleichskonzept:  
Dieses wurde vor einigen Jahren mit Frau Müller von der UNB abgestimmt und wird deshalb in der dargelegten Form 
akzeptiert.   
 
Ich hoffe, dass ich in der Eile nichts Wichtiges übersehen haben.  
 
Für Rückfragen stehe ich zur 
Verfügung.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 

  
  

Naturschutz und Landespflege 
Landratsamt Ostallgäu 
Schwabenstraße 11 
87616 Marktoberdorf 

Telefon: 
Fax: 
E-Mail: 
Web: 

 

08342 911-
08342 911-

 
www.ostallgaeu.de 
Besuchen Sie uns auf Facebook! 

 




